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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Als erste Kantonalbank wurde diejenige des Kantons Solothurn privatisiert. Die
Regierung beantragte, die Aktienmehrheit an der seit einiger Zeit in grossen finanziellen
Schwierigkeiten steckenden Bank dem Schweizerischen Bankverein zu verkaufen. Dass
damit auch die finanziellen Verpflichtungen des Kantons zur Schadendeckung massiv
abgebaut werden konnten, hat sicher wesentlich zur einstimmigen Verabschiedung der
Vorlage durch das Parlament beigetragen. Bei der mit einem Stimmenverhältnis von 4:1
positiv ausgefallenen Volksabstimmung hatten alle Parteien die Ja–Parole ausgegeben;
Widerspruch kam lediglich vom Mieterverband und von den Jungsozialisten. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.12.1994
HANS HIRTER

In seiner Antwort auf ein Postulat der WAK des Nationalrats nahm auch der Bundesrat
zur Frage der Staatsgarantie für Kantonalbanken Stellung und vermochte dabei
vorläufig keinen Reformbedarf auf Bundesebene auszumachen. Den Kantonen empfahl
er, ihre Banken der Aufsicht der Bankenkommission zu unterstellen. Auf Antrag des
Bundesrates wandelte der Nationalrat später eine Motion Vollmer (Mo. 95.3285) (sp, BE)
für eine Neudefinition der Staatsgarantie in ein Postulat um. Der Vorstoss hatte
verlangt, dass die Kantone ihre bisherige vollumfängliche Garantie – welche zur Zeit die
Steuerzahler der Kantone Bern und Solothurn massiv belastet – durch eine auf
Spareinlagen beschränkte Garantie ersetzen können. Bereits zuvor hatte der Kanton
Bern eine etwas allgemeiner gehaltene Standesinitiative mit der selben Stossrichtung
eingereicht. Einen Tag nach dem Vorstoss von Vollmer doppelten Ständerat Gemperli
(cvp, SG) und Nationalrat Rychen (svp, BE) mit gleichlautenden Motionen nach, welche
den Kantonen die Kompetenz erteilen wollen, den Umfang der Staatsgarantie selbst zu
regeln. Auf Antrag seiner WAK überwies der Ständerat die Motion Gemperli als Postulat.
Die bernische Standesinitiative lehnte er mit dem Argument ab, dass Kantone, die keine
vollumfängliche Garantie mehr leisten wollen, ihre Banken privatisieren können; damit
würden diese Banken allerdings auch gewisse Privilegien wie Steuerbefreiung und
weniger strenge Eigenmittelvorschriften verlieren. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurden die Untersuchungsberichte zu den Geschäftspraktiken der
Kantonalbanken Solothurns und Appenzell Ausserrhodens veröffentlicht. Als Ursachen
für die vor allem in den achtziger Jahren erlittenen grossen Verluste wurden in beiden
Fällen ein sehr risikofreudiges Verhalten der Geschäftsleitung einerseits und eine
äusserst mangelhafte Kontrolle durch die Aufsichtsorgane andererseits bezeichnet. Die
Appenzeller beschlossen an ihrer Landsgemeinde auf Antrag der Regierung praktisch
einstimmig den Verkauf ihrer Bank, welche seit 1985 rund CHF 200 Mio. Verluste
eingefahren hatte, an eine Privatbank (SBG). Sie folgten damit dem Beispiel der
Solothurner, welche diesen Schritt 1994 vollzogen hatten. Der Kanton St. Gallen
beschloss in einer sehr knapp ausgegangenen Volksabstimmung (51.4% Ja), seine
Kantonalbank teilweise zu privatisieren; der Staat soll allerdings 51 Prozent des
Aktienkapitals behalten und weiterhin Garantie für die Einlagen leisten. Gegen den
letztjährigen Beschluss des Kantonsrats hatten Vertreter der Linken und der FP aus
allerdings unterschiedlichen Motiven (die Linke war gegen, die FP für eine vollständige
Privatisierung) das Ratsreferendum ergriffen. Im Kanton Bern leitete der Regierungsrat
dem Parlament eine analoge Vorlage für die Umwandlung der Kantonalbank in eine
Aktiengesellschaft zu. 3

BERICHT
DATUM: 21.09.1996
HANS HIRTER
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

La mise en service de trois nouveaux centres de tri informatisés des colis de La Poste
(«Colis 2000»), situés à Daillens (VD), Frauenfeld (TG) et Härkingen (SO) et devant
remplacer les centres de tri manuels, a connu de multiples problèmes au cours de
l’année. Les trois centres ont fonctionné à titre expérimental depuis le début avril, mais
de nombreux incidents, notamment informatiques, se sont produits. A cause de
l’extrême complexité du système, la mise en service totale des centres a été retardée.
La Poste a dû remettre d’urgence en service les anciens centres de tri manuels pour
faire face à la situation. 4

ANDERES
DATUM: 13.11.1999
LAURE DUPRAZ

Le ministère public soleurois a déposé plainte contre PostFinance pour blanchiment
d’argent. Le parquet lui reproche l’absence de contrôle de l’origine et de l’utilisation
des fonds déposés par les clients. Dans le cas d’espèce, un retrait suspect de CHF 4,6
millions n’aurait fait l’objet que d’un contrôle minimal de conformité aux règles
internes. La direction de l’entreprise publique a répliqué immédiatement, jugeant ces
reproches infondés et assurant le strict respect des prescriptions légales et
réglementaires en matière de lutte contre le blanchiment. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.07.2010
NICOLAS FREYMOND

Im April musste sich die Post vor dem Amtsgericht Solothurn-Lebern wegen
Zuwiderhandlung gegen das Geldwäschereigesetz verantworten. Dabei ging es um eine
Barauszahlung von CHF 4,6 Mio. in Tausendernoten an einem Postschalter in Solothurn
an eine Anlagefirma, die des gewerbsmässigen Betrugs und der Veruntreuung angeklagt
ist. Als erstes Schweizer Finanzunternehmen wurde die Postfinance der Geldwäscherei
schuldig gesprochen und mit einer Viertelmillion Franken gebüsst. Entscheidend für
den Schuldspruch war nicht ein schuldhaftes Verhalten der Angestellten, sondern
vielmehr die fehlende materielle Prüfung des Sachverhalts aufgrund eines mangelhaften
internen Reglements im Fall von Barauszahlungen hoher Summen. Am Tag nach der
Urteilsverkündung kündigte die Post Berufung an. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.04.2011
SUZANNE SCHÄR

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die bezüglich der Postgesetzgebung hängig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.Iv. 18.312, «Für den Erhalt der Arbeitsplätze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.Iv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.Iv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Stärkung der Rolle der Gemeindebehörden bei der geografischen
Verteilung der Postämter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der übrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI

Drei Standesinitiativen bezüglich der Postgesetzgebung hatte der Ständerat im
September 2019 zu behandeln, sie waren zusammen traktandiert worden. Die
Standesinitiativen von Genf, Solothurn und Basel-Stadt drehten sich alle um von der
Post angekündigte Änderungen beim Poststellennetz oder bei der Zustellung und
wollten sicherstellen, dass beim Service public keine Abstriche gemacht würden. Die
KVF-SR hatte schon im Juli 2019 auf die angenommene Standesinitiative Jura
hingewiesen und erklärt, sie wolle eine Gesamtschau zur Post erarbeiten und danach
die Standesinitiative Jura umsetzen. Sie hatte ihrem Rat deshalb empfohlen, den drei
weiteren Standesinitiativen keine Folge zu geben. Für die KVF-SR hielt Claude Janiak
(sp, BL) im Plenum noch einmal fest, dass die Anliegen der drei Standesinitiativen bei
der Umsetzung der Standesinitiative Jura aufgenommen werden könnten, dass die
Kommission aber aus formellen Gründen beantrage, den Initiativen keine Folge zu
geben. Der Ständerat folgte seiner Kommission und sprach sich gegen Folgegeben aus. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Kanton Solothurn erteilte einer Tochterfirma der in der Helsana
zusammengeschlossenen Krankenversicherungen Helvetia und Artisana die
Betriebsbewilligung für eine Direktservice-Apotheke mit Postversand. Bedient werden
in erster Linie Langzeitpatienten, die in regelmässigen Abständen immer die gleichen
Medikamente benötigen. Die Helsana erhofft sich durch den Direktversand
Einsparungen bei den Medikamentenkosten von 10-15%. Möglich sei dies durch die
besseren Einkaufsbedingungen, die Betriebsgrösse sowie die höhere Produktivität. Die
erzielten Einsparungen werden den beteiligten Krankenkassen zur Prämienverbilligung
zur Verfügung gestellt und zum Teil auch direkt den Kunden rückvergütet. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.04.1997
MARIANNE BENTELI
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